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Wien,amMontag,den16 .Juli1928 ZweiteAusgabe

DieunzulänglicheReichsbrücke.IndenletztenTagenfandenbeidemaus-¬
serordentlich starken Verkehrzu den Donamstrandbädernwiederholtun- ¬
liebsameVerkehrsstockungenaufderReichsbrückestatt .DieKlagenüber
solchereichenschoneinigeJahrezurück ,dochhat sichinsbesonderein
derjetzigenBadesaisondie Reichsbrückenichtals verkehrfördernd,son-¬
derngeradezualsVerkehrshinderniserwiesen.ImInteresseeinesklag-¬
losenVerkehrsinsflacheLand ,zudenStrandbädernundzumFlugfeldhat
BürgermeisterSeitzandenBundesministerfürHandelundVerkehrschon
vor vier WochenfolgendesSchreibengerichtet : „StändigkommenmirKla¬
genausallenKreisenderBevölkerungüberdieBehinderungenundGefah
ren zu ,denender Verkehrauf der Reichsbrückeausgesetztist .DieBrücke
wirdwederihrerBreite,nochihrerTragkraftnachauchnureinigermas-¬

sendenVerkehrsbedürfnissengerecht .AuchimWienerGemeinderatistdie-¬
ser für dengrosstädtischenVerkehrunerträglichgewordeneZustandwie-¬
derholtzurSprachegekommen.DieEntwicklungdesXXI .Bezirkes ,derVer-¬
kehrzumFlugfeldundzu denbeliebtenStrandbädern ,aberauchderVer-¬
kehr ins flache Land leiden schwerstens unter der Unzulänglichkeit der
Brücke .Ich möchtedaherIhre Aufmerksamkeitauf diese unhaltbarenZu- ¬
ständelenken ,dieoffenkundignurdurcheinenUmbauderBrückebesei¬
tigt werdenkönnen„ DerBürgermeisterhat gegenübereinerDeputation,

DiesogenannteAutomobilverordnungvomJahre1912wirdselbstverständ
SolichdurchdasGesetznichtberührt.

wiein denanderenLandesersatzgesetzensoll auchhier derMagistrat
Vollziehungsorganerster Instanzsein .Esist aber ,umdenbesonderen
Verhältnissen des Strassendienstes Rechnungzu tragen ,vorgesehen ,dass

bis zu einem von der Landesregierung festzusetzenden Zeitpunkt dieser

strassenpolizeilicheAussendienstnochdurchdieSicherheitswacheder
Bundespolizeibehördeversehenwird .NachdiesemZeitpunktsoll auchder
Strassendienst ,selbstverständlich nur insoweit strassen -( verkehrs )
polizeilicheAufgabenin Betrachtkommen,in derRegelvomGemeindeorga
nenallein versehenwerden .DerParagraph36der kaiserlichenEnschlies-¬
sungvon1850überdie OrganisationderPolizeibehördenhat diePoli¬
zeidirektion verpflichtet ,die Gemeinde in Handhabung der ihr zustehen

denLokalpolizeizuunterstützenundihr hezudiebenötigteSicher
heitswachezu stellen ,Obwohldie Strassenpolizeizweifellosunterdie
der Gemeindezustehende Lokalpolizei fällt ,hat die Gemeindebisherkei

ne eigenen Organe aufgestellt und daher im Sinne des Paragraph 26die
Sicherheitswache für den ganzen Strassendienst benötigt .Nunmehrsoll

nachdemvonderLandesregierungfestzustellendenZeitpunktdieMithil
fe der Sicherheitswachefür den Strassendienst im RahmenderStrassen

polizei nur dann in Anspruchgenommenwerden ,wenndieSicherheitswache
in einzelnen Fällen als Ergänzung der von der Gemeinde bestellten Auf - ¬

sichtserganebenötigtwird .Andie Sitzungdes WienerLandtagesschliesst
sich sodann eine Sitzung des WienerGemeinderatesan .

die heutevormittagbei ihmerschienenist ,umdie Vorgängezuschil¬
dern ,diesichgesternaufderReichsbrückeereignethaben ,undumAbhil¬
fe zu erbitten ,auf sein letztes Einschreiten verwiesenunderklärt ,dass
die Gemeindevöllig machtlosist ,weil sowohldie Strasse wiedieBrücke
nachder Verfassungals Bundesstrassein die Kompetenzdes Bundesfällt .
DerBürgermeisterhatderDeputationversprochen ,eineneuerlicheUrgenz
vorzubringen und alles daran zu setzen ,dass dieBundesstrassenverwaltung

FürdasWohnungsamtist nurderWohnungsbedarfmassgebend.Inderletzten
Gemeinderatssitzung hat Gemeinderat Millik zur Sprache gebracht ,dasssich

ein FuhrmannimXVI .Bezirkbei Zementtransportenauf städtischeWohnbauten
Unredlichkeitenhat zuschuldenkommenlsssen .DerBetreffende ,derwegen
seiner Unredlichkeitauchbestraft wordenist ,hat nichtsdestowenigerdurch
dasstädtischeWohnungsamteineWohnungbekommen .DieAngelegenheitderZe

ehestensmitdemErwditerungsbauoderNeubauder Brückebeginne.

WienerLandtag. DerWienerLandtaghältübermor-¬
genMittwochum16UhreineSitzungabErwirdsichmitderGesetzesvor-¬
lageüberdieWienerStrassenpolizeibeschäftigen,soweitsichdiese
nichtaufBundesstrassenbezåeht .DerWienerLandtaghatbekanntlichin
seinerletztenSitzungmehrereLandesersatzgesetzeinAngelegnheiten
beschlossen,dieunterArtikel12desBundesverfassungsgesetzesfallen .
EinesolcheAngelegenheitist auchdie derStrassenpolizeiaufanderen
als Bundesstrassen .Derzeitkommenfür diegesVerwaltungsgebietneben
den lokalpolizeilichen Magistratskundmachungen nach § 77 und § 111der

GemeindeverfassungVerordnungender Polizeibehörde ,insbesonderedieso¬

genannteFahr undGehordnungvomJahre 1912mit ihren NachträgeninBe¬
tracht .Diese Verordnungen treten als Verordnungen einer Bundesbehörde

mit30 .September1928ausserKraft .Esist dahernotwendig,ebensowie
auf deneingangserwähntenVerwaltungsgebieten ,einLandesertatzgesetz
zu erlassen für den Fall ,dass bis zum . Oktober1928keine Regelungnach

menttransporte des F .St . wurdeschon anfangs Dezember 1924 dargestellt ,wo

bei auchmitgeteiltwordenist ,dassgegendenFuhrmannbei derStaatsan
waltschaftdie Strafanzeigeerstattet wordenist .DerFall wurdeauchin
derGemeinderatssitzungvom5 ,Dezember192hdurcheineAnfragedesGemein
deratesHuberunddie BeantwortungderAnfragedurchdenamtsführenden
Stadtrat Siegel erledigt . F .St .wurde vom Landesgericht für Strafsachen

WienII verurteilt .DerGesamtschaden,dendieGemeindeverwaltungerlitten
hat ,betrug100Schilling74Groschen .F .St . ,der ,wiedemMagistratmitge
teilt wordenist ,70Prozentkriegsbeschädigtist undeinemonatlicheInva¬
lidenrentevon75Schillingbeziehtundauchseinerzeitimpsychiatrischerbe
Behandlungstand ,wohnteimHaus,XIII . ,Linzerstrasse10 ,daswegenBauge
brechendemoliert werdenmusste,mitseiner Frau bei seinemOnkeleinGang
kabinett .Daer obdachloswurdeundseineWohnungsbedürftigkeitdurchsei
neInvaliditätbesondersbegründetgewesenist ,erhieltertatsächlich
durch die städtische Häuserverwaltung eine Wohnungbestehend ausZimmer

undKüchezugewiesen .VondemeingangserwähntenVorfall wardemWohnungs
amt nichts bekannt .Er hätte auch in Anbetracht des dringenden Wohnungs

bedarfesdie Unterbringungeines Wohnungslosennicht hemmenkönnen.
Artikel 12 undArtikel 15 ,Absatz2,in Kraft tritt undmitWirksamkeit
bis zudemZeitpunkt ,in demeinesolchenormaleRegelungplatzgreift.
DasGesetzentsprichtzumgrösstenTeildenVorschriftenderFahr -und
Gehordnungund übernimmtvon dembereits eingebrachtenGrundsatzgesetz -¬
entwurf der Bundesregierung das Schemades Gesetzes und einige Bestim¬

mungen ,so den Begriff der Strassen ,die Beleuchtungsvorschriften ,dieBe¬

stimmungüberFahrgeschwindigkeit ,Wirtschaftsfuhren ,Reitverkehr ,Sport
licheVeranstaltungenunddieSchutzbestimmungfürVerkehrszeichen .

MittwochFestbeleuchtungdesHochstrahlbrunnens .AnlässlichdesZehn¬
ten DeutschenSängerbundesfesteswirdder Leuchtbrunnenauf demSchwar
zenbergplatzMittwochabendsver21Uhrbis22Uhrseinefarbenpräch
tigenWasserspielezeigen.
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